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Keueſte Tagesnachrichten
Jn der Nationalverſammlung log der Reichsminiſter

Erzberger weiter und beſchuldigte von neuem das nationale
Heutſchland aufs ſchwerſte. Die Sitzung war, wie üblich, laut
und tumultartig.

x Die ſchamloſe Politik der Revolutionsherrſcher, die
willenlos den Friedensvertrag unterſchrieben haben, hat uns
um weſentliche Zugeſtändniſſe gebracht, die die Entente in letzter
Stunde zuzugeben bereit war.

x Der Reichskalirat ſtellt eine Erhöhung der Kalipreiſe in
Ausſicht. Die Kaliarbeiter drohen trotz des neuen Tarifab-
ſchluſſes mit einem Generalſtreik am 1. Auguſt,

Oeſterreichs Friſt zur Beantwortung der Frieders-
bedingungen iſt verlängert worden. Auch ſoll die Entente neue

Zugeſtändniſſe gemacht haben.

----------„J„ -„SCSPcÜ&D
Nochmals Erzberger und (zernin

Hamburg, 23. Juli.
Botſchafter Graf Wedel ſandte der Hauptſchriftleitung der

„Hamburger Nachrichten“ folgende Mitteilung: „Herr Erzberger
hat in Weimar beſtritten, daß Graf Czernin ihn veanlaßt habe,
nach Wien zu kommen, um ihm Rechenſcheft über die Ver
wertung ſeines Berichts zu geben. Jn dem in meinem Veſitz
befindlichen Briefe des Grafen Czernin heißt es wörtlich: Erz-
berger hat ſeinerzeit Kenntnis von meinem Bericht erhalten und
die ſchwerſte Jndiskretion begangen. Er kam nach Wien, von
mir zitiert, um mir Rechenſchaft über ſein Vorgehen abzulegen.
Er war damals ganz vernichtet and ſah ſeinen foloſſalen Fehler
in.

Es beſtehen über dieſen Vorgang nicht nur die Briefe Hohen-
lohes, ſondern auch andere beweiskräftige Dokumente. Das
ſollte Erzberger bedenken. Staatsſekretär Kühlmann weiß auch
die Wahrheit.

Und jetzt benutzt dieſer gleiche Erzberger ſeinen Fehler,
um dem deutſchen Volke ſeine Lügenpolitik in anderem Lichte
erſcheinen zu laſſen.

Der Bruch mit Ungarn
„Matin“ meldet, daß der Oberſte Rat der Alliierten be

ſchloſſen habe,, bei der Einfuhr von Waffen und
Munition eine fehr ſtrenge Kontrolle auszuüben, um die
Bolſchewiſten zu verhindern, ſich damit zu verſorgen.

Jn einer Beſprechung der Mitteilung der Alliierten an
Bela Khun ſtellen die Blätter einſtimmig feſt, daß ſie den
endgültigen Bruch bedeute. Die Note bedeute die
Abſage an eine Politik, wie ſie bis jetzt gegen Rußland und
Ungarn betrieben worden ſei. „Homme Libre“ ſagt, den
Alliierten bleibe keine andere Wahl, als Mitteleuropg den
Frieden zu geben. „Gaulois“ iſt derſelben Meinung und
fügt hinzu, eine energiſche raſche Tat allein könne die ungariſchen
Bolſchewiſten ni ingen.

Um die Kusführung des Friedensvertrages
Weimar, 28. Juli.

Unter Vorſitz des Miniſterpräſidenten, in Gegenwart des
Miniſters des Aeußern und des Reichsarbeitsminiſters und von
Vertretern des Reichswirtſchafts miniſteriums und des Reichs
finanzminiſteriums hat geſtern in Weimar eine Beſprechung
ſtattgefunden über die in Verſailles fortgeſetzte Verhandlung be
treffend Ausführung des Friedensvertrages im Zuſammenhang
mit dem Wiederaufbau Nordfrankreichs. Der
Führer der Friedensdelegation in Verſailles, Freiherr von

Lersner und die Geheimräte Schmitt und Leſuire, die
zur mündlichen Berichterſtattung von Verſailles auf kurze Zeit
nach Deutſchland gekommen ſind, erſtatteten eingehend Bericht

über den Stand der Verhandlungen.
Wie bereits gemeldet, werden ſeit zwei Wochen zwiſchen den

zuſtändigen Stellen der Regierung und den Organiſationen von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern Verhandlungen gepflogen, in
welcher Weiſe der von dem Verband im Friedensvertrage ge

forderte Wiederaufbau bewerkſtelligt werden kann. Wie
wir von eingeweihter Seite erfahren, begibt ſich morgen eine
Kommiſſion, beſtehend aus Arbeitgebern. und Arbeitnehmern,
nach Verſailles, um mit der franzöſiſchen Regierung in Be-
ſprechung der Eingelheiten der Regelung einzutreten. Bevor die

Grundlinien nicht endgültig feſtgelegt ſind, kann auch den
Arbeitern, die nach Frankreich zu gehen wünſchen, über Be
dingungen, Lohn und Unterkunfts verhältniſſe
keine Auskunft erteilt werden.

Der Handel mit Jtalien
Rom, A. Juli.

Ein Dekret verkündet die Wiederaufnahme der
Han delsbeziehungen mit Deutſchland. Jedoch
werden die Syndikate zur Verwaltung der beſchlagnahmten
feindlichen Güter ihre Tätigkeit fortſetzen, bis von der Friedens
konferenz endgültige Beſchlüſſe gefaßt worden ſind. Die ein
chränkenden Beſtimmungen über Zahlungen an
indliche Staatsangehörige bleiben mit einigen Aus

nahmen in Kraft.

Eigene Berliner Schriftleitung. Verlga und

Erzbergers Volksbetrug
Unter dieſer Ueberſchrift nimmt Dr. Helfferich in der

„Kreuzzeitung“ von neuem Stellung gegen Erzberger:
Die Veröffentlichung des früheren Reichskanzlers

Michaelis und des Generals Ludendorff, meine
eigenen Feſtſtellungen in der „Kreuz-Zeitung“ vom letzten
Sonnabend, ſowie meine weiter angeſtellten Nachforſchun
gen geſtatten ein in großen Zügen vollſtändiges und
unanfechtbares Urteil über den Erzbergerſchen Vorſtoß,
obgleich der Wortlaut der Depeſche der briti-
ſchen Regierung an ihren Vertreter beimVatikan, die das „engliſche Friedensangebot enthalten
haben ſoll, immer noch nicht veröffentlicht iſt und obgleich
auch eine Aeußerung des für die diplomatiſche Jehandlung
der Angelegenheit ſachlich in erſter Linie verantwortlichen
Herrn v. Kühlmann noch fehlt.

Jch kann heute im Zuſammenhang folgendes feſt
ſtellen:

1.. Das Telegramm des Foreign Office an
den britiſchen Geſandten beim Vatikan, auf
deſſen Veröffentlichung im ungekürzten Text und in der Ur
ſprache unter allen Umſtänden beſtanden werden muß, war in
der Tat nichts anderes als eine Stellungnahme
des Foreign Office zu der Friedens note, die
der Papſt am 1. Auguſt an alke kriegführenden
Mächte gerichtet hatte. Das Telegramm war alſo
kein Schritt aus der Jnitiative der engli-
ſchen Regierung.

2. Der Jnhalt des Teklegramms war nicht s
weniger als ein Friedensangebot er unterſchiecd
ſich kaum von der unverſchämten Antwort, die von den Entente
mächten am 10. Januar 1917 auf die Friedensnote des Präſi
denten Wilſon erteilt worden war und die im deutſchen
Volk bei allen Parteien, ſogar bei Herrn Erzberger, ein
hellige und entrüſtete Ablehnung fand.

3. Der ernſte Wille des Papſtes, den Frieden
herbeizuführen, hat dieſen den kaum ausſichtsvollen
Verſuch unternehmen laſſen, durch eine Erkundung der deut-
ſchen Abſichten über Belgien die Friedensſache vorwärts zu
bringen.

4. Der Reichskanzler und der Staatsſkretär des
Auswärtigen haben den Brief des Nuntius, in dem die
deutſche Regierung um eine Klarlegung ihrer Stellung zur
belgiſchen Frage erſucht wurde, zum Anlaß genommen, in dem
Kronrat vom 11. September eine Entſcheidung des
Kaiſers herbeizuführen, die ihnen für die bedingungs-
loſe Wirderherſtellung der belgiſchen territoriglen
Integrität und der vollen belgiſchen Souveränität für den
Zweck der Einleitung und Durchführung von Friedensver-
handlungen vollkommen freie Hand gab.

5. Reichskanzler und Staatsſekretär, die
zwar geneigt waven, an die nicht vorhandene engliſche
Initiative auf Grund der Mitteilungen des Nuntius zu glau
ben, waren auf Grund des Wortlautes der Depeſche der Fo
veign Office und anderer Wahrnehmungen ſteptiſch in bezug
auf die Ehrlichkeit des britiſchen Willens zu
einem Verſtändigungsfrieden. Eine Nachprüfung
dieſes britiſchen Verſtändigungswillens erſchien vor einer Feſt
legung unſeres Verzichtes auf Belgien erforderlich. Dieſe Nach
prüfung wurde aus den von Herrn Michaelis angegebenen
Gründen, die teilweiſe in der Jndiskretion des Herrn
Erzberger lagen, auf einen anderen Weg als über den
Vatikan verſucht. Die für dieſen Zweck gewählte neutrale
Vertrauensperſon wurde dahin informiert, daß Voraus
ſetzung für Friedensver handlungen ſei: die
Erhaltung unſeres vorkriegeriſchen Beſitzſtandes einſchließlich
der Kolonien, die Abſtandnahme von Kriegsentſchädigungen
und der Verzicht auf einen Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege;
alſo das Programm der Julireſolution.,

6. Die Nachprüfung der britiſchen Frie-
denswilligkeit und Verhandlungsbereil-ſchaft hatte ein negatives Ergebnis.

Das weſentliche dieſes Sachverhalts, das Fehlen jeder
britiſchen Jnitiative zu einem Friedensſchritt und die
gänzliche Abneigung Englands und ſeiner Verbündeten,
mit Deutſchland deſſen Kriegsziele auch nur zu diskutieren,
läßt ſich nachkontrollieren an Hand der ruſſiſchen
Geheimdokumente. Ueber den vorliegenden Fall
hat, der ruſſiſche Geſchäftsträger in London an
ſeine Regierung berichtet:

„Balfour berief heute die Vertreter der verbündeten
Großmächte Frankreich, Jtalien, Amerika, Japan und Ruß-
land und machte folgende ſtreng vertrauliche Mitteilungen:
Der ſpaniſche Miniſter erklärte dem großbritanniſchen
Botſchafter in Madrio, daß eine ſehr hochſtehende Perſönlichkeit
in Berlin den Wunſch ausgeſprochen habe, mit England in
Friedensverhandlungen einzutreten. Die großbritan-
niſche Regierung iſt nach dem Empfang dieſer
Meldung ihres Vertreters vor die Alter-nativr geſtellt worden, entweder die Erklä-
rung Deutſchlands unbe antwortet zu laſſen
oder aber mit möglichſter Vorſicht zu antworten. Der erſtere Weg würde der deutſchen Regierung
die Möglichkeit geben, die Weigerung Englands zur Feſti

gung ihrer eigenen Stellung in Deutſchland
auszunutzen und, was noch wichtiger iſt, die ſchon ohnehin
veichlich verwerfliche Agitation in Rußland zu ſtärken in dem
Sinne, daß England direkt die völlige Vernichtung Deutſch
lands wünſche und Rußland und die anderen Verbündeten mit
giehe. Die großbritanniſche Regierung wird daher durch
ihren Botſchafter in Madrid folgende Antwort geben:

Die Regierung Seiner Majeſtät wäre bereit, eine Mit
teilung entgegenzunehmen, welche die deutſche Regierung
ihr über den Frieden abzugeben wünſche, und dieſe Mitteilung
mit ihren Verbündeten zu beraten.
Bei der Beratung dieſer Frage ſind wir. zu dem einheit

lichen Schluß gekommen, daß es das Beſtreben Deutſchlands
iſt, die Alliierten in eine Prüfung der Friedensbedingungen
Deutſchlands hineinzuziehen. Der jetzige Verſuch
Deutſchlands beſtätigt die in meinem Telegramm Nr. 761 aus
geſprochenen Befürchtungen.“
Dieſer Bericht ergibt: Eine vermeintlich aus deutſcher

Jnitiative den Anfrage wegen der Möglichkeit
von Friedensverhandlungen wird nur aus takti-

ſchen Rückſichten nicht einfach unbeantwortet ge
laſſen: man will die deutſche Regierung durch eine ſolche
Schroffheit nicht gegenüber dem eigenen Volke ſtärken und
man will den ruſſiſchen Bolſchewiſten nicht durch das offene
Bekenntnis zur Vernichtung Deutſchlands Waſſer auf die
Mühlen leiten. Darum eine Antwort, aber eine „mög-
lichſt vorſichtige“! Man erklärt nicht, daß man zu
Verhandlungen bereit iſt, ſondern man will ſich
darauf beſchränken, eine deutſche Mitteilung entgegen
zunehmen und mit ſeinen Verbündeten zu beraten. Denn
man will ſich um keinen Preisin eine Prü-
fung der deutſchen Friedensbedingungen„hineinziehen“ laſſen. Man iſt eben entſchloſſen
die eigenen Friedensbedingungen Deutſchland einfach auf-
zuerlegen. Niemand von den Vertretern der Alliierten hat
ſich danach geſorgt, wie man die vermeintliche deutſche Jni-
tiative behandeln müſſe, um zum Frieden zu kommen; die
einzige Sorge war, wie die deutſche Anfrage zu behandeln
ſei, um in einer für die Alliierten nicht geradezu kompro-
mittierenden Form Friedensverhandlungen unmöglich zu
machen! Der ſpaniſche Miniſter des Auswärtigen ſcheint
über die ablehnende Kälte des britiſchen Kabinetts ſo be-
troffen geweſen zu ſein, daß er die ihm erteilte Antwort
überhaupt gar nicht erſt nach Berlin weitergab. Wenig-
ſtens hat ſpäterhin im Dezember 1917, als die Ange
legenheit infolge der Veröffentlichung der ruſſiſchen Ge
heimdokumente öffentlich erörtert wurde, das
deutſche Auswärtige Amt erklärt, daß es von der Bereit-
willigkeit der britiſchen Regierung, überhaupt eine Mit-
teilung der deutſchen Regierung entgegenzunehmen, erſt
durch die Erklärung Balfours im Unterhaus Kenntnis be
kommen habe.

Und die britiſche Regierung, die eine ver
meintliche Friedensinitiative der deutſchen Regierung mit
dieſer ablehnenden Kälte aufnahm, ſoll wenige
Wochen zuvor ihrerſeits einen Friedensſchritt bei
Deutſchland durch Vermittlung des Pap-
ſt es unternommen haben? Soll außerdem ihren Alliier-
ten bei der Beratung über die vermeintliche deutſche Frie-
densinitiative von dieſem ihren eigenen Schritt, der nach
Erzberger zudem in Uebereinſtimmung mit Frankreich
unternommen worden ſein ſoll, nicht ein Sterbenswörtchen
geſagt haben? Da glaube ich doch lieber Herrn Bal
four, der erklärte, niemals habe ſich die bri-
tiſche Regierung durch dritte Vermittlung
in der Friedensfrage an Deutſchland ge
wendet als Herrn Erzberger, der jetzt plötzlich, wo
ihm das Waſſer bis an die Ohren geſtiegen iſt, die für ihn
entlaſtende Entdeckung macht, die Reichsregierung habe im
September 1917 das Verbrechen begangen, einen engliſchen
Friedensverſuch abzulehnen.

Aber iſt denn dieſe Behauptung des Herrn Erzberger
nicht die ſtärkſte Selbſtbezichtigung? Wir
wiſſen durch Herrn Michaelis, daß Herr Erzberger das
Schreiben des Nuntius Pacelli an den Reichskanzler be
reits kannte, ehe es ſeinen Adreſſaten erreichte. Und
wir wiſſen durch Herrn Erzberger ſelbſt, daß er auch die
Antwort des Reichskanzlers an den Nuntius
erfuhr, wenn er nicht etwa auch dieſe bereits avant la
lettre gekannt hat:

„Ende September war ich in München. Jch kannte den
Nuntius ſeit längerem als perſönlichen Freund. Er kam mir
mit Tränen entgegen: Die armen Völker Damit war der
von England über den Heiligen Stuhl eingeleitete Verſuch
erledigt.“

So Herr Erzberger! Und dieſer Herr Erz
berger, der heute Sturm läutet, ging da-mals friedlich nach Hauſe. Dieſer Herr Erz-
berger, der ſonſt von Jndiskretion überfließt, der die ge-
heimſten Jmmediatberichte in Parteiverſammlungen vor-
lieſt, ver ſchloß das Verbrechen, das er im
Werden beobachtete, in den tiefſten Tiefen
ſeines Herzens, um es nach zwei Jahren her-



vollen
mer 1917 allen Augen offenbar werden!

Gegenſatz zu den meiſten Staatsſekretären und zu der

vorzuholen, gerade in dem Augenblick, als die verhängnis
lgen ſeiner entſetzlichen Fuhrwerkerei vom Som-

Wenn Herr Erz-
berger als eine der ganz wenigen Perſonen, die im

Oberſten Heeresleitung den Schriftwechſel Pacelli
Michaelis damals ſchon kannte und in ihm das Verbrechen
der Vereitelung eines ernſtlichen britiſchen Friedensver-
ſuches ſah, warum hat dann der mächtige Ab-
geordnete ſich eine ſeinem Weſen gänzlich
fremde Zurückhaltung auferlegt? Warumhat er nicht eingegriffen, um das Unheil zu verhüten oder
wiedergutzumgachen? Warum hat er nach wie vor
ſeine ſchützende Hand über den materiell
für die Behandlung des Pacelli-Briefesverantwortlichen Staatsſekretär v. Hühl-
mann gehalten?

Wenn aber Herr Erzberger, der damals wußte
und ſchwieg, heute den Briefwechſel Pacelli-- Michaelis

u dem ungeheuren Verbrechen einer vereitelten
riedensmöglichkeit aufbauſcht, wenn er gegen beſſe-

res Wiſſen entgegen der vom Kaiſer getroffenen
Entſcheidung und der dem neutralen Vertrauensmann ge-
gebenen Jnformation behauptet, die Friedens
möglichkeit ſei an militäriſchen und ſchwer-
induſtriellen ForderungenBelgien geſcheitert, wenn er mit dieſer Behaup-
tung aufs neue ungeheure Erregung in das deutſche
Volk hineinträgt, um Scheiterhaufen für ſeine politiſchen
Gegner aufzuſchichten und ſeine eigene kompromittierte
Perſon unbemerkt in Sicherheit zu bringen, ſo iſt das
nichts als ein gewiſſenloſer und niederträch-
tiger Volksbetrug, von einer vorbildloſen Dreiſtig-
keit, ein Volksbetrug, der dem bisherigen unverantwort-
lichen Treiben des Reichsverderbers die Krone aufſetzt.

Mag die ſchwarz-rote Mehrheit ihren Erzberger an
den Mauern anſchlagen! Der Tag der Wahrheit
kommt doch!
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Erzberger lügt unentwegt weiter
Nationalverſammlung

68. Sitzung.
Weimar, 28. Juli.

Am Regierungstiſche: David, Erzberger, Müller, Preu
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 20 Min.

Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der allge-
meinen politiſchen Ausſprache über die Erklärungen
der Regierung.

Abg. Loebe (Sogz.) wiederholt den Antrag, den Geſetzent-
wurf über den Staatsgerichtshof, der an zweiter
Stelle auf der Tagesordnung ſteht, mit der allgemeinen politi-
ehe Debatte zu verbinden. Di Frage des Staatsgerichtshofes
tehe mit dieſem Gegenſtand in Verbindung
Abg. Schulz-Bromberg (Deutſchnational) erhebt dagegen

Widerſpruch
Abg. Haußmann (Dem.) ſtimmt dem Antrage Loebe zu.
Der Antrag Loebe wird mit großer Mehrheit ange

nommen.Reichsminifter des Jnnern Dr. David: Die Frage nach der
Schuld am Kriege, nach der Verantwortlichkeit für ſeine
Verlängerung und für ſeinen Verluſt bewegt heute alle Teile

Volkes aufs tiefſte, und deshalb hat die Regierung ven
ngenden Wunſch, daß der Entwurf eines Staatsgerichtshofes

er wie möglich verabſchiedet wiro. Aber die Herren von
Rechten ſcheinen zu fürchten, daß die Ergebniſſe der Unter

ſuchungen eines ſolchen Stagtsgerichtshofes den früheren Macht-
l und dem früheren Regierungsſyſtem nicht günſtig ſein

möchten. Es liegt ein Antrag Hein z e vor, ver darauf hinaus
geht, den Entwurf völlig zu verwäſſern. (Abg. Kahl: Objektiver
zu geſtalten Er wünſcht, daß unter Ausſchluß aller dem Par-

„lament angehörigen Perſonen ein Ausſchuß eingeſetzt werden
ſoll, der ſich zuſammenſetzen ſoll aus namhaften Hiſtorikern und
parlamentariſch geſchulten Juriſten. Wir ſind der Meinung,
daß unſer Entwurf eine viel ſolidere und beſſere Ge
wwähr bietet für eine gründliche und objektive Arbeit. Er ſieht
vor die Einſetzung eines parlamentariſchen Ausſchuſſes von 15
Mitgliedern, indem alle Parteirichtungen vertreten
ſind, und der die Vorarbeiten erledigen ſoll. Dazu tritt dann als
zweite Jnſtanz der Staatsgerichtshof, zuſammen
geſetzt aus fünf Berufsrichtern und zehn weiteren Mitgliedern,
Die zu je fünf vom Staatenausſchuß und von der Nationalver-
ſammlung gewählt ſind. Damit ſind alle Garantien gegeben, daß
auch vom rein juriſtiſchen Standpunkt bei der Beratung und Be
urteilung des Materials nichts verſäumt wird. Was die
Reichsregierung anlangt, ſo wünſcht ſie weiter nichts als Wahr-
heit und Gerechtigkeit nach allen Seiten hin. Die dem
Waffenſtillſtand betreffenden Dokumente trerden ſchon in den
allernächſten Tagen der Oeffentlichkeit unterbreitet. (Bravol)
Die volle Wahrheit, die auf dieſe Weiſe an den Tag kommen wird,
mag für einzelne ſchmerzlich und folgenſchwer ſein. Der Ge-
ſamtheit des Volkes wird ſie zum Segen gereichen. (Beifall.)

Abg. Gothein (Dem.): Der Abg. Haaſe unſere Hal-
tung in der Friedensfrage bemängelt. Jch ſtelle feſt, daß wir
von vornherein den Friedensvertrag für un erträglich und
unerfüllbar und deshalb auch für wnannehmbar ge-
halten haben. Wir haben, das ſei ausdrücklich hervorgehoben,
vor den Folgen unſerer Haltung keine Furcht gehabt.
(Widerſpruch der Unabhängigen Sozialdemokraten. Das von
Herrn Graefe ſo heftig angegriffene parlamentariſche
Shſtem muß ſich erft einleben und hat dabei mit unge
heuren Schwierigkeiten zu kämpfen. Unbeſtreitbar hat
der letzte Träger der Kaiſerkrone die Beziehungen zum Aus
lande perſönlich mehr gefährdet als verbeſſert infolge ſeines Man
gels an Erkenntnis der politiſchen Nottrendigkeiten. Er trägt
einen weſentlichen Teil der Schuld an unſerem Unglück.
(Erneuter Beifall.) Wir verteidigen aufs ſchärfſte die republi
kaniſche Stogsform. (Anhaltender lebhafter Beifall.) Es wird
immer überſehen, daß Wilſons Friedensvermitte-
lungsverſuch nicht ſeiner eigenen Jnitiative entſprang,
ſondern daß er von uns unmittelbar aufgefordert worden
war. Als er ſich endlich bereit erklärte, befanden wir uns wieder
in einer militäriſch günſtigen Lage, und da wollte man ihn
wieder ausſcheſden durch das eigene Friedensangebot. Als es
trotzdem Bernſtorff gelungen war, den ſchwer gekränkten
Präſidenten zur Fortſetzung ſeines Verſuche zu
veranlaſſen, da erhielt er durch uns einen Schlag ins Geſicht
durch vie Erklärung des uneingeſchränkten
U-Boot- Krieges. Die Entſcheidung darüber iſt in einer
Kabinettsſizung vom 8, Januar 1917 gefallen in Anweſenheit
Bethmanng und des Staatsſekretärs des Aeußern. (Leb
hafte Bewegung; Zuruf: Schuld der Konſervativen.) Nein, das
war nicht nur eine Schuld der Konſervativen. auch die Mehr
heit des Reichstages trifft hier eine Mitſchul d. Jm
Haushaltsausſchuß iſt quf Antrag Gröber beſchloſſen worden,
die Entſcheidung über den UBootKrieg ſei als rein mili
täriſche Frage allein durch die militäriſchen Gewalten vor
zunehmen. Widerſpruch des Abg. Gröber.) Ueber die Ver“
ſtändigungspolitik hatte ſich meine Partei bereits mit
den Nationalliberalen und den Mehrheitsſozialiſten verſtändigt,
als Grzberger ſeine grofe Rede im Ausſchuß hielt. Sie
brachte uns nur die Gewißheit, daß auch das Zentrum für einen
Verſtändigungsfrie den ſei. Hergandrängen an
den Völkerbund ſollen wir uns nicht. Wir hoffen, daß die
ſittlichen Kräfte unſeres Volkes dieüberwinden werden. Beifall bei den Demokraten.)

Reichsminiſter des Kuswärtigen Müller:
Die Fragen der Auswanderung und der Arbeitsattachees m

diplomatiſchen Dienſte werden bereits von der Regierung mit
Aufmerkſamkeit verfolgt. Jn der Frage der Räumung des
Baltikums iſt ſchon vor längerer Zeit ein Uebereinkommen
r irrt daß ein Nachſchub in das Balti-kum nicht mehr ſtattfinden ſoll. Jn dem Falle Axelrod
iſt zu ſagen, daß die Tiroler Behörden Axelrod an Bahern
ausgeliefert haben. Das Auswärtige Amk hat über deſſen
Exterritorialität ein Gutachten abgegeben und dieſe verneint.
Kadek wird freigelaſſen werden, ſobald die ruſſiſche
Sowjettegierung erklären wird, daß er mit ihrer Genehmigung
nicht wieder nach Deutſchland zurückkehren wird. Der damalige
Reichskanzler Prinz Max von Baden wollte die

t i wicht Kojoxt unter dem Drucke des

Kriſe

militäriſchen Zuſammenbruches in die Hand nehmen. Er richtete
deshalb die beſtimmte Anfrage an die Oberſte Heeresleitung, ob
dieſe ſich bewußt ſei, daß die Einleitung einer Frie-
dens aktion unter dem Drucke der militäriſchen Zwangslage
zu dem Verluſte deutſcher Kolonien und deutſchen
Gebietes führen könne. er hört!) Die Oberſte Heeresleitung
erklärte, daß ſie bei der Forderung der

ſofortigen Uebermittlung des Friedensangebotes
ſtehen bleiben müſſe. (Hört, hörtl!) Die militäriſche Lage führte
alſo zum Waffenſtillſtande. Der Miniſter Erzberger hatalſo durchaus recht gehabt. Zu dem Schritte, den der Nuntius

Pacelli am 30. Auguſt 1917 unternahm, habe ich für heute
nur folgendes zu erklären: Das Schreiben des Nuntius iſt,
wie wir inzwiſchen feſtgeſtellt haben, erſt em 5. September
in Berlin eingetroffen. (Hört, hörtl) Dadurch wird
die Spannung auff 19 Tage vermindert. Die Frage der eng-
liſchen Regierung war als Anlage dieſem Schreiben beigegeben.
Sie hatte kein Datum und lautete in Ueberſetzung:

„Wir, haben noch keine Gelegenheit gehabt, unſere Ver
bündeten über die Note Seiner Heiligkeit zu befragen, und ſind
nicht in der Lage, uns über eine Beantwortung der Vor-
ſchläge Seiner Heiligkeit betreffend Bedingungen eines dauern-
den Friedens zu äußern. Unſerer Anſicht nach beſteht keine
Wahrſcheinlichkeit dafür, dieſem Ziel näher zu
kommen, ſo lange nicht die Zentralmächte und ihre Verbündeten
in offizieller Form über ihre Kriegsziele und darüber
ſich geäußert haben, zu welchen Wiederherſtellungen und Ent-
ſchädigungen ſie bereit ſind, durch welche Mittel in Zukunft
die Welt vor der Wiederholung der Greuel, unter denen ſie
jetzt leidet, bewahrt werden könnte. (Hört, hört!) Selbſt hin
ſichtlich Belgiens und in dieſem Punkte haben die
Zentralmächte anerkannt, im Unrecht zu ſein iſt uns nie-
mals eine beſtimmte Erklärung über ihre Abſicht bekannt ge
worden, die völlige Unabhängigkeit wiederherzuſtellen und die
Schäden wieder gut zu machen, die ſie es hatten erdulden
laſſen. (Hört, hört!) Seiner Eminenz dürften zweifellos die
Erklärungen gegenwärtig ſein, die von der Alliierten in
Beantwortung ver Note des Präſidenten
Wilſon abgegeben worden ſind. Weder von Oeſterreich
noch von Deutſchland iſt jemals eine ſolche (äquivalenbe)
Erklärung erfolgt. Ein Verſuch, die Kriegführenden in
Uebereinſtimmung zu bringen, erſcheint ſo lange
vergeblich, als wir nicht über die Punkte im Klaren ſind, in
denen ihre Anſichten auseinandergehen.“

Aus dieſem Schreiben geht zur Evidenz hervor, daß die
belgiſche Frage

das Kernproblem der Friedensfrage
war. (Sehr richtigl) Neben dieſem Schritte ging ein anderer
Schritt einher. Durch das Auswärtige Amt war Fühlung ge
nommen worden mit einem neutralen Diplomaten zu dem
Zwecke, daß er mit England Fühlung nehmen ſolle,
und dieſer Schritt war bereits eingeleitet, bevor die Note des
Nunitius in Berlin eingetroffen war. Die belgiſche Frage war
dann im Kronrat vom 11. September zum Gegenſtand einer
Beratung gemacht worden. Aufzeichnungen über die
Tagung dieſes Kronrates konnten bisher im Aus
wärtigen Amte leider noch nicht gefunden werden. Ueber die
Vermittelung der neutralen Macht iſt inzwiſchen einiges bekannt
geworden. Ich bin in der Lage, mitzuteilen, daß es ſich dabei
um einen ſpaniſchen Diplomaten gehandelt hat Balfour ſoll
damals ſtreng vertraulich mitgeteilt haben, daß eine hochgeſtellte
Perſönlichkeit in Berlin dem dortigen ſpaniſchen Botſchafter
zegenüber den Wunſch geäußert habe, mit England inFeiedensrerhandlungen zu treten. Spanien habe
abgelehnt, aber es nicht für angeseigt gehalten, dieſe Er
klärung Deutſchlands vor England zu verheimlichen.
Der engliſche Botſchafter antwortete, er wiſſe nicht, wie ſeine
Regierun verhalten würde, werde aber nachfragen. Bedingung ſei die' Anſprüche Deutſchlands zu kennen.
Die engliſche Regierung habe den Alliierten mitgeteilt, fie werde
mit aller möglichen Vorſicht herantreten. Dem Botſchafter gab
ſie die Antwort, die Regierung werde bereit ſein, eine Mit
teilung anzunehmen, die Deutſchland machen
würde. Dieſe Mitteilung würde ſie ihren Verbündeten
weitergeben. Das deutſche Ziel ſei doch nur ein Manöver
Kühlmanns geweſen, um die Friedensbedingungen, die
Deutſchland geſtellt würden, kennen zu lernen. Eine genaue
Kenntnis der deutſchen Kriegsziele war nicht
zu erhalten. Dem Einwurf gegenüber, daß große Er
folge an der Weſtfront erfochten ſeien und infolgedeſſen
die Stimmung im Lande ſich gehoben und ein Um-
ſchwung in der Lage ſich vollzogen habe, habe ſie dawider ge
halten, daß der Geiſt der deutſchen Soldaten ent-
r nd geſunken ſei. Daraus entnehme ich als zweifel
os, wie die alliiergen Regierungen die militäriſche und politiſche

Lage auffaßten: ſie waren ihrer Sache ſicher, hatten Amerika
auf ihrer Seite und waren, wie Lloyd George es
ausdrückte, feſt überzeugt, daß die Zeit für ſie arbeitete.
Deshalb verlangten ſie genaue

Präziſierung des Kriegszieles.
Dreierlei ſtelle iſt nun feſt:
1. daß der Reichskanzler Michaelis den Partei-

führern von der Note Pacellis vom engliſchen Friedens
angebot nichts mitgeteilt hat (Hört! Hört!);

2. daß den Parteiführern die Abgabe einer präzifen Er
klärung über Belgien verſprochen wurde, und

3. daß die Antwort Michaelis' auf die Note genau das
Gegenteil einer ſolchen präziſen Erklärung iſt.

Ueber den Fall Manheim verſtehe ich vollkommen die
Erregung in den Kreiſen der Bevölkerung. Die Hauptſ'rche iſt,
feſtzuſtellen, ob die Stadt Berlin völkerrechtlich mit
einer Buße von 1 Million Franken in Gold belegt
werden kann. Wir S Forderung nicht alsberechtigt an. (Beifall.) Meine Rede ſoll nichts als Fürr-
ſorge für das Ausland geweſen ſein. Soll ich eiwa als
Miniſter des Auswärtigen hier eine Rede bhalten, wie Graf

in bezug auf

Weſtarp auf dem deutſchnationalen Parteitaget militärifreiſe iewar geradezu auf die Eroberung der uns ent, naßve
ſſenen Gebiete eingeſtellt. Meine Politik muß auf Er. daß wir

haltung des im Auslagde eingeſtellt ſein Fandlunch bin, entgegen der Behauptung meiner Begner, dem Vök. ſten Heekerbund nicht nachgelaufen. Jch habe allerdings halten
die Völker appelliert für eine beſſere Ausgeſtaltung des Sie bei
Völkerbundes zu wirken; denn darin erblicke ich die ein. Finie Li
zige Hoffnung auf di enotwendige. Reviſion des er. enn B
trages. (ebhafte Zuſtimmung in der Mitte und links wirtſchaf
Bismarck hätte es niemals dahin kommen laſſen, daß türlich m
Generale ſo in die Politik eingemiſcht hätten, wie es in dieſem h daue
Kriege geſchehen iſt. Leſen Sie nur, was er über die Fallen, An Eur
ſteller geſchrieben hat. Wie Ludendorff die Kraft Deutſqh, wenn, w
lands von Finnland bis Meſopotamien verzettelt und die ein
zexſplittert hat, darf kein wahrer Feldherr Handeln. (Lebhafter dieſen be
Beifall.) Ludendorff iſt neben Tirpitz der rößte Verderber extremen

weſen. (Andauernder lebhafter Beifall in der Mitte und en vorh
inks, der ſich verſtärkt, als die Deutſchnationalen fortgeſetzt erreichen

„Pfui!“ rufen.) Ich werde meine Politik entſprechend meinem Es fo
Programm weiterführen, ſo lange ich das Verlrauen der Septen
2 e it dieſes Hauſes hinter mir weiß. (Anhaltender Vei, „Jch
fall in der Mitte und links.) patriotiſeAbgeordneter Schulz Bromberg (Deutſchnat.y. h

Die Waffenverteilung auf dem Lande iſt notwendig ge. unten
weſen zum Schutz gegen Raub und Plünderun General
(Unruhe bei den Sozialiſten.) Man kann doch die auf er und auße
langen der Regierung aufgeſtelle Ginwohnerwehr nicht Anglieder
ohne Waffen laſſen. (Unruhe links.) Wendet ſich der auf Belg
Landwirtſchaftsminiſter nicht auch gegen den Landarbeitorver, wird eine
band? Wir vermiſſen vei dieſer Regierung die Objektirrrät, tie Gründen
wir bei früheren geſchätzt haben. (Andauerndes Gelächter. Ter Amerika
Kaiſer hat in Deutſchland wie im Auslande ols Frie, Feſitzer
denskaiſer gegolten. (Lebhafter Beifall der Deutſchnatio, önnen n

nalen.) maßnahnDie Enthällungen Erzbergers daß wir
bedürfen noch großer Ergänzungen, wenn die reine Wabr, ſetzten 3
heit feſtgeſtellt werden ſoll. Es liegt eigentlich kein eng (Mit e
liſches Friedensangebot, ſondern nur eine eng lle Krieg
liſche Antwort auf das des Papſtes vor. (Lebhafte Zu, fe: Und
ſtimmung rechts.) Darin war nach den Erzberger nicht mit- ſchreiben
geteilten Bemerkungen der Michagelisſchen Antwort ein „Die
Verſuch enthalten, Deutſchland die Schuld am Kriege auf- haben, ſit
zuladen. Das konnten wir uns nicht zumuten laſſen. Leh- weſen. 9
hafter Beifall Erzbergers Enthüllun en über den lommenFriedensſchluß haben ſchärfſten Widerſpruch hervorge, vorausge
rufen. Auch die Erklärungen der feindlichen Staatsmänner be, Und ſo
weiſen, daß niemals ein Friedensangebot Deutſch- eitiegenden
land s erfolgt iſt. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) Die Be, gengrtige
hauptungen Erzbergers, daß die Antwort vier Wochen er Belgie
verzögert iſt, wird dadurch zunichte, daß nur ein Zeitraum von „Wir
19 Tagen in Frage kommt. Für eine Entſcheidung von ſo aus- ſüdreſtlic
ſchlaggebender Bedeutung iſt dies verhältnismäßig eine kurze ich nur
Spanne Zeit. Weshalb hat Erzberger nicht ſchon damals offen Mittel da
herzig geſprochen, wenn er wußte, daß das Vaterland in ich dahin
Gefahr war? Weshalb hat Erzberger damals nicht ſeine nicht gefu
große politiſche Macht für Klärung der Dinge eingeſetzt? (Vei- um dem
fall rechts.) Nach dem durch das Wolffſche Büro veröffentlichten Wir müſſ
Bericht über eine damalige Ausſchußſitzung hat ſich zurückſchie
Erzberger, der allein Kenntnis von dieſen Dingen gehabt hat, wirtſchaft
ausdrücklich hinter die Regierung geſtellt. (Hört! ſeinen po
Hört!) Was hat Herr Erzberger darauf. zu antworten Was Anſchluß
hat er ferner zu den geſtrigen Mitteilungen der „Hamburger pation u
Nachrichten“ zu ſagen? Erzberger hat beſtritten, daß Graf zu ſetzen
Czernin ihn veranlaßt habe, nach Wien zu kommen, um dem prak
Rechenſchaft abzule gen. Graf Czernin ſchrieb in Aus d

einem Brief: eine bi„Erzberger hat die ſchwerſte Jndiskretion mit ale Macht
meinem Bericht begangen. Er kam nach Wien, von mir Peilnahme
zitiert, um Rechenſchaft über ſein Vorgehen abzulegen. Da- her Belgie
mals war er ganz vernichtet. (Hört! Hört! Große Ve- Partei begr
wegung.) Wir wußten von nichts, haben alſo keine Ver- ung unte
antwortung, aber Erzberger hat die Fäden in der Hand. Wer ſt
Er hatte Kenntnis von den Dingen und tat nichts da- Prichen Mi
gegen. Er iſt zuletzt berechtigt, anderen Vorwürfe zu PGuruf rech
machen.“ (Lebhafter Beifall rechts.) iufe: PolEin ungeheurer Vorwurf iſt es, daß die Vaterlands- Pent läutet,
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partei zur Verhinderung des Friedensſchluſſes gegründet worden ſei. (Sehr richtig! rechts.) ſt
Herrn Erzberger entfallen, daß zahlreiche Mitglieder des
Zentrums Mitglieder der Vaterlandspartei waren Es gab An
hänger der Vazerlandspartei bis in die Reihen der
Sozialdemokraten. Widerſpruch bei den Sozialdemo-
kraten.) Die Vaterlandspartei wollte

dem Vaterlande eine moraliſche Stütze
in ſeiner Seeleynot ſein und den Siegeswillen aufrecht erhalten.
Wenn die Perſönlichkeit des Grafen Weſtarp hier hinein
gezogen wird, dann kann ich auch auf die Führer der Demo-
kraten, Müllee-Meiningen, Hezſcher und Wiemer
hinweiſen. Sie (zu den Sozialbemckraten gewendet) werden
wohl ſchon heute im ſtillen Kämmerlein in ſich gehen und die
Vorwürfe gegen uns bedauern. Lärm und anhaltende Zurufe
bei den Soz.) Meine Herren, ſchämen Sie ſich nicht? (Zuruf
bei den Sozialiften: Nein! Nein! Andauernder Lärm, der
Präſident bittet den Redner, ſolche Ausdrücke zu unterlaſſen)
Jch bitte um Entſchuldigung, wenn mir in der Erregung über
die Zurufe ein ſolcher Ausdruck entfallen iſt. Wir wenden uns
gegen die Stellung der Miniſter, die nun einmal, Gott ſeis ge
klagt, weil ſie Parteipolitiker find, am Regierungestiſch
ſitzen und fortdauernd „Aufklärung“ im Volke ſchaffen. Die
Wahrheit mit uns! (Lebhafter, wiederholter Beifall rechts.
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Reichsminiſterpräſident Bauer: „Wo
Jch habe nicht, wie Herr Haaſe behauptet, einen geſeh Zeiſig
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lichen Arbeitszwang angekündigt, ſondern ausdrücklich
erklärt, die Regierung denke nicht daran, mit Zwangs maß
nahmen vorzugehen. Deutſchland hat für die Demokrati
ſierung und den Sozialismus bisher mehr geleiſtet al Ein a
Oeſterreich. Die Vorlage über die Betriebsräte wird Wirüheren
noch in dieſer Woche der Nationalverſammlung zugehen. De
Streiks in dieſem Ausmaße ſind die Folge der verbreche
riſchen Politik der herrſchenden Klaſſen bis zur Revolution
Für die Sünden des alten Regimes Verantwortungen zu über
nehmen, muß die neue Regierung ablehnen. Sie würde ſonſ
Selbſtmord begehen. Eine

Rückkehr der Monarchie
iſt für alle Zeit ausgeſchloſſen. (Rufe rechts: Abwartenl) De
Englände ben allerdings weitgehende Forderungen
aufgeſtellt, aber ſie haben immer wieder ihre Bereitwillig
keit zu einer Verſtändigung erklärt, ſobald Deutſchlandeinmal ſeine Kriegsziele wirklich klar umſchrieben bekannt geben

würde. Das hat aber die deutſche Regierung ſtets abgelehnt
oder wenigſtens vermieden. (Sehr richtig! links.) Reichsminiſtet
Erzberger hat am Freitag den geheimen Notenwechſel bekannt gegeben. Darauf ſind inzwiſchen ſchon Er
klärungen des Reichskanzlers Michaelis und de
Generals Ludendorff erſchienen. Gegenüber dieſen beiden
Erklärungen gebe ich Jhnen zwei Niederſchriften aus jenen Te
gen bekannt, die eine am 12. September 1917, alſo am Tage nah
dem Kronrat, von Herrn Michaelis an Herrn Generalfeldmar
ſchall von Hindenburg gerichtet, die zweite, vom 15. September
1917, die Antwort Hindenburge enthaltend, der ein
Denkſchrift Ludendorffs beiliegt. Herr Michaelis ſchreibt an
12. September 1917 u. a. an Hindenburg:„Nach Abſchluß der geſtrigen Verhandlungen untre Vor

ſitz Seiner Majeſtät drängt es mich, Jhnen und Gener
Ludendorff den Dank dafür auszuſprechen, daß Sie beide



Weiſe und weitab dome Geſichtspunkte mich darin La haben,Standpunkt richtshof wird äber Schuld und Unſ chukd am Die Wiederherſtellung der Sollgrenze
im Weſten

Die Mitteilung über die Wiederherſtellung der im
Weſten iſt inzwiſchen amtlich beſtätigt worden. Marſchall Foch
hat eine Verfügung erlaſſen, wonach die deutſchen Zollbe-
u im beſetzten Gebiet durch die interalliierteheinlands kommiſſion angewieſen worden die Vor
kriegszölle auf die aus alliierten Länderneingeführten Waren zu erheben. Damit wird im
Prinzip die alte Zollgrenze gegenüber Belgien
und Frankreich wiederhergeſtellt und die Einheitlichkeit des
deutſchen Wirtſchaftsgebietes trotz der Beſetzung der linksrheini
chen Provinzen anerkannt. Eine Aenderung gegenüber dem
Friedenszuſtand beſteht allerdings infolge der Ausnahme
be ſtimmungen für die elſaß-lothringiſche Ein
fuhr, die es ſchwierig machen, die im Pringip ll
pflicht der franzöſiſchen Waren effektiv zu geſtalten. Jmmerhin
bedeutet auch die Anerkennung des Rechtszuſtandes einen Ge
winn, der um ſo weniger zu unterſchätzen iſt, als bekanntlich die

b weiteſtgehenden Befürchtungen in linksrheiniſchen Kreiſen be
ſtanden, die ſogar ſo weit gingen, daß mit einer Verlegung der
Zollgrenze an den Rhein rechnete. Die Wieder
herſtellung der alten Zollgrenze iſt von entſcheidender Bedeutung
für das geſamte Wirtſchaftsleben des Reiches und beſeitigt vor
allem eine Reihe von Argumenten der Anhänger der ſoge
nannten „freien Wirtſchaft“, die immer wieder behaupteten, an
geſichts der „blutenden Wunde im Weſten“ ſei überhaupt eine
pflegliche Behandlung des deutſchen Wirtſchaftskörpers ausſichts
los. Die Ausſicht auf Heilung dieſer Wunde erhöht die Ver
pflichtung aller Kreiſe, die in dem Schutz und der Stärkung der
heimiſchen Erzeugung die einzige Rettungsmöglichkeit
ſehen, den Weg des planmäßigen Wiederaufbaues unter Ver
meidung aller Bürokratiſterung zielbewußt weiterzuverfolgen.

Eine neue Internationale
Amſterdam, 28. Juli.

Jn der Vorkonferenz des „interngtionalen Gewerkſchafts
kongreſſes“ ſagte der Vorſitzende des „alten internationaben Ge
werkſchaftsbundes“, Le gien, auf die von belgiſcher Seite gegen
i deutſchen und öſterreichiſchen Gewerkſchaften erhobenen Vor

ürfe:
Die Deutſchen ſeien nicht gewohnt, ohne irgendeinen Erfolg

ins Blaue hinein zu proteſtieren. Ein Proteft der Führer der
deutſchen Gewerkſchaften gegen die Kriegspolitik der deutſchen
Regierung in Belgien wäre ein papierner Proteſt geweſen, darum
habe man ihn unterlaſſen. Auch die deutſchen Arbeiter hätten
die Ueberzeugung gehabt, einen Verteidigungskrieg für
die Erhaltung ihres Landes zu führen. Unter dieſen Umſtänden
habe man von den deutſchen Arbeitern nicht verlangen können,
daß ſie die Kriegskredite verweigerten. Das hätte bedeutet, daß
ſie ihr eigenes Vaterland im Stiche laſſen würden. Der Friedens
vertrag von Verſailles habe bewieſen, wie richtig es ſei, daß die
Deutſchen einen Krieg zur Erhaltung ihres Landes
geführt hätten. Bei alledem hätten die Führer der deutſchen
Gewerkſchaften ihre Pflicht gegenüber der Jnternationale getan.
Der Redner fragte, ob denn die engliſchen, franzöſiſchen und
italieniſchen Arbeiter gegen die Art, wie der Krieg von der
Entente geführt wurde, ob ſie gegen die Hunger
blockade proteſtiert hätten, dagegen, daß gegen die Frauen,
Greiſe und Kinder Krieg geführt worden ſei. Die Deutſchen
geben zu, daß Belgien Unrecht geſchehen iſt und die Deportation-
der Arbeiter die ſchändlichſte Tat war, die begangen werden
konnte. Aber die Belgier hätten ſelbſt helfen können, dieſe Tat
zu verhüten, wenn ſie dem Aufruf der Deutſchen Gehör geſchenkt
hätten und freiwillig nach Deutſchland gegangen wären, um dort
zu arbeiten. Es ſei Unrecht geſchehen, und die deutſchen Arbeiter
bedauerten das auf das tieffte, aber ſie ſeien ebenſowenig ſchuldig
am Kriege wie die Arbeiter Englands, Frankreichs oder irgend
eines anderen Ententelandes. Es gehe auch nicht an, die deut
ſchen Arbeiter, die den Militaxrismus ſtürzten, für die Miſſetaten
einer früheren Regierung verantwortlich zu machen.

Hierauf wurde von der franzöſiſchen Delegatiyn beantragt,
eine Kommiſſion zu ernennen, um eine Reſolution betreffend eine
neue Jnter nationale auf breiterer ſolidari-ſcher Grundlage mit ſtärkeren Garantien für die Zu
kunft aufzurichten. Der Antrag der franzöſiſchen Delegation
wurde hierauf angenommen.

Die Rückbeförderung der franzöſiſchen Truppen, die ſeit
Oktober 1917 in Jtalien ſtehen, hat am Sonnabend begonnen.

Marx wieder verhaftet. Nach der „Voſſ. Ztg.“ wurde der
Geſchäftsführer des Allgemeinen Verbandes der deutſchen Vank-
beamten, Marx, Montag vormittag nach einer Vernehmung in
Moabit erneut verhaftet. Die Verhaftung ſoll mit dem Vor-
wurf zuſammenhängen, er habe Karl Emonts bei ſeiner Flucht
begünſtigt.

Ein Eilgüterzug völlig ausgeraubt. Eine dreißigköpfige, mit
Handgrangten bewaffnete Räuberbande brachte auf der Strecke
Eſſen --Köln einen Gütereilzug zum Stehen und raubte ihn
vollſtändig aus. Vier Räuber wurden ſpäter nach heftigem
Kampfe dingfeſt gemacht, die übrigen ſind entkommen.

ſo wer deutſchen Volke entſcheiden. (Stürmiſcher Beifall links; Ziſchene n u Kriegsziele für den Fall zu umgrenzen, rechts.)
8 a wir bald, etwa im Herbſt oder Frühjahr, zu Friedensver Vizepräſident Haußmann: Der Miniſterpräſident hat von
ſen da lungen kommen. Ich nehme als Forderungen der Ober der Gewiſſenloſigkeit des Abg. von Gräfe geſprochen. Dieſer

Vor n Heeresleitung, an den unbedingt nach ihrer Meinung feſt Ausdruck verſtößt gegen die Ordnung des Hauſes. Jch
z allen werden muß, in unſere ücgen e auf, daß bitte, ihn nicht zu wiederholen. Heiterkeit und Beifall.)

s en beide zum Schutz unſerer weſtlichen Jnduſtrie, in erſter Reichsfinanzminiſter Erzberger: Meine Ausführungen ſind

z de SFie beide 8 83 se Knie Lüttich und ein Sicherungsgelände fordern, und daß, nicht in en einzigen Zeile entkräftet worden. Jn dem
Ver wenn Belgien alles getan hat, was zur Sicherung des Briefe des) Nuntius war klar zum Ausdruck gebracht, daß
linke wirtſchaftlichen Anſchluſſes von uns gefordert wird, was na eine verſöhnliche Antwort die Friedensver-v s rich mehrere Jahre von den erſten Friedensverhandlungen handlungen erleichtern würde. Die Vorausſetzungen
dief tu dauern würde, die militäriſche Sicherung fortfallen kann. für ihre Anbahnung waren erſtens eine beſtimmte Er
n n Eure Exzelleng habe ich nur die dringende Vitte, daß klärung Deutſchlands über ſeine Kriegsziele,eng nn, wie zu erwarten, Beſucher ins Hauptquartier kommen, zweitens eine beſtimmte Erklärung über Belgien. Der Brief

u ch e einer einſeitigen annexioniſtiſchen Richtung angehören, iſt am 23. Auguſt abgegangen. Warum er erſt am 5. September
ha dieſen von Jhrer Auffaſſung Kenntnis zu geben, damit die eingetroffen iſt, weiß ich nicht. Und die Antwort erfolgte am
d er Nitremen Wünſche eingedämmt werden. Man muß den Leu 24. September. Das ſind nahezu vier Wochen. (Die Aus-
derber Zu vorhalten, was die Feinde mit uns vorhatten, und was wir führungen des Miniſters werden von der Rechten ſtändig durch
wer r eichen.“ Zurufe unterbrochen. Von Jhnen (nach rechts) iſt jeder Ge-ine Es folgte davauf die Antwgrt Hindenburgs vom donke eines Verſtändigungsfriedens ſhſtematiſch
n der September, worin es u. a. heißt: bekämpft worden.r Vet Ich verhehle mir nicht, daß in der Marine und in weiten Die offizielle Papſtnote
S r triotiſchen Kreiſen ein Verzicht auf die flandriſche Küſte als war ſelbſtverſtändlich erſt Foangen nach vorheriger Fühlung

in ſchwerer Schlag empfunden wird, der nur dann gemildert nahme mit den beiden Mächten und zwar als die Friede n
tat. wird, wenn die auch von Eurer Exzellenz der Marine zuer- reſolution des Reichstages bereits vorlag. Wer trägt
ig ge annten Kompenſationen zur Tat werden. Jch ſehe mit die Schuld an dieſem völligen Fiasko aller Friedens
rung General Ludendorff dieſe Kompenſationen in Stützpunkten in vorarbeit: Graf Weſtarp, die rechtsſtehende Preſſe und
f Ver, und außerhalb un eres Kolonialreiches. Die wirtſchaftliche die rechtsſtehenden Parteien, die Vaterlandspartei. (Andauernde
nicht Angliederung Belgiens an Deutſchland wird ohne einen Druck große Unruhe rechts.) Man mutete Belgien noch viel ſchlim-

der auf Belgien auch nach Friedensſchluß nicht abgehen. Hierzu meres zu, als nur eine Annexion. Ein konfuſere Regierung
torvrer- wird eine mehrjährige Okkupation dienen, die aus militäriſchen wie die vom September 1917 iſt garnicht denkbar. (Andauernde
rät, tie Gründen auch dann nötig werden wird, wenn England und Unruhe.) Wir wurden damals faſt fußfällig gebeten, auf unſe
r.) Der Amerika Frankreich räumen. Nur wenn wir in Lüttich als rem Verlangen nach einer Erklärung über Belgien nicht zu ver
Frie, Beſitzer unbeſchränkte Herren der Lage ſind und bleiben, harren. Denn es würde auf andere Weiſe eine befriedi-
hnatio, znnen wir die erforderlichen militäriſchen und Verwaltungs- gende Erklärung über Belgien an die Entente gelangen.

maßnahmen treffen. Jch vermag mir daher nicht zu denken, Dieſe Erklärung aber konnte der Reichskanzler nicht wagen, dem
daß wir in irgend einer abſehbaren und vertragsmäßig feſtge- deutſchen Volke mitzuteilen; ſonſt wäre er fortgejagt worden,

Wabr- ſetzten Zeit aus Lüttich herausgehen könnten.“ und das Volk hätte ſchon damals die Zügel ſelbſt in die
eng (Mit erhobener Stimme): Und das nennt Michaelis maß- Hand genommen. Wir ſind damals vom Reichskanzler
eng le Kriegsziele! Widerſpruch rechts; ungeſtümer Lärm links; Michaelis irregeführt worden. Der Beſchluß des

te Zu fe: Und Ludendorff wußte nichts!). Weiter heißt es in dem Kronrates konnte nicht mitgeteilt werden; denn er wäre als
ht mit hreiben: eine Brüskierung des Vermittlers aufgefaßt worden.r t ein „Die ſchweren Schäden, die wir den Nachbarn zugefügt Jn der Oeffentlichkeit hat Michaelis der Papſtnote zugeſtimmt,
Je auf- haben, ſind eine unvermeidliche Notwendigkeit des Krieges ge- unter der Hand erklärte er jetzt: Der heilige Stuhl bot nicht

Leb weſen. Das Verſtändnis, daß Entſchädigungen dafür in Frage die Sicherheit unbedingter Vertraulichkeit. Die Unter
er den lommen könnten, darf bei unſerer militäriſchen Lage nicht ſtellung des Reichskanzlers Michaelis, daß ich
ervorge- vorausgeſetzt werden.“ einer Jndiskretion fähig geweſen wäre, weiſe ich mitiner be Und ſchließlich die entſcheidende Stelle aus der dem Briefe ſtärkſtem Nachdruck als die letzten Ausflüchte des Schwerbeſcſhul-
u tſch eiiegenden Ludendorffſchen Denkſchrift, die eine digten zurück. Die Hamburger Nachrichten“ haben ein Schrei-

ie Be genartige Beleychtung für die im Kronrat gefundene Formel ben des Grafen Czernin veröffentlicht, in dem es heißt,
Wochen er Belgien abg'ikt: er habe mich zur RPechenſchaft nach Wien zitiert. Ich ſtelle feſt,

um von „Wir müſſer. das Gebiet zu beiden Seiten der Maas und ich bin nicht nach Wien zitiert worden. Jch hätte auch einem
ſo aus- ſüdroeſtlich St. Vieth feſt in der Hand behalten. Bisher ſehe ſolchen Rufe gar nicht Folge geleiſtet. Unter dem

te kurze i. nur in der Ernterleibung durch das deutſche Reich das 29. April 1918 hatte der polniſche Miniſterpräſident
s offen- Mittel dazu zu erreichen. Ob es ein anderes Mittel gibt, muß ein Schreiben an die Reichsregierung gerichtet, in dem er dem
und in ich dahin geſtellt ſein laſſen. Vorläufig ſcheint es mir noch deutſchen Volke ein Bündnis angeboten hatte, auf der Baſis der
ht ſeine N nicht gefunden. Der Beſitz der Maaslinie allein genügt nicht, territoriglen Unverletzlichkeit von Kongreß-Polen.

Bei um dem Jnduſtriegebiet die erforderliche Sicherheit zu geben. Damals iſt es der Abg. Schulz geweſen, der mit allen Mitteln
ntlichten Wir müſſen ein engliſch-belgiſch-franzöſiſches Heer noch weiter hiergegen gearbeitet hat. Aehnlich war es in Litauen und
hat ſih I zurückſchieben. Das kann nur dadurch geſchehen, daß Belgien in Kurland. Die Regierung wird das ganze Material ver

abt hat, wirtſchaftlich ſo eng an uns angeſchloſſen wird, daß es auch öffentlichen. Jm übrigen ſtelle ich feſt: Sie auf der Rechten
(Hört! ſeinen politiſchen Anſchluß an uns ſucht. Der wirtſchaftliche l ſind die Alleinſchuldigen am Unglück unſeres Vaterlandes.
Was Anſchluß wird ohne ſtarken militäriſchen Druck, längerer Okku- (Stürmiſcher Beifall links, Widerſpruch vechts.)

mburger pation und ohne Beſitzergreifung von Lüttich nicht ins Werk Landwirtſchaftsminiſter Braun: Der Abg. Schulz hat es
Graf zu ſetzen ſein. Die Neutralität Velgiens iſt ein Phantom, mit ſo dargeſtellt, als ob die Bewaffnung der Mitglieder
en, um dem praktiſch nicht gerechnet werden darf.“ des Landbundes auf Grund der Verordnung über die Bil-
rieb in Aus dieſen Schriftſtücken ergibt ſich, daß über Belgien dung von Einwohnerwehren erfolgt ſei. Davon kann

eine bindende Antwort gegeben wurde. Keine neu keine Rede ſein. Nachdem ich das Aktenmaterial des Landbundes
on mit ale Macht der Welt hätte damals angeſichts der wachſenden jn die Hände bekommen habe, weiß ich, daß es ſich bei der Be
von mir Peilnahme Amerikas einen ſo völlig unzureichenden Vorſchlag wegung um ganz andere Dinge handelte, als um die Verhinde-
n. Da- ber Belgien weitergegeben. Gleichzeitig wurde die Vaterlands- rung von Plünderungen.
oße Be fartei begründet, die die Forderungen der Heereslei- Die Beratung wird abgebrochen. Nach verſönlichen Bemer-
e Ver ung unterſtützte. kungen wird um 148 Uhr die nächſte Sitzung „auf Dienstager Hand. Wer ſtand hinter der Vaterlandspartei und lieferte ihr die 0 Uhr anberaumt: Anfragen; Fortſetzung der politiſchen Aus-
t s da- reichen Mittel für ihre annexioniſtiſche Raſerei? ſprache; Verfaſſungsentwurf.irfe zu PZuruf rechts. Abg. Traub: Schauſpieler!; toſender Lärm links; c

e i We r r Der Präſi di am iff Dands- ent läutet, nur abgeriſſene Worte des Redners dringen durch, ü 37das deutſche Volk wird Rechenſchaft ziehen. er Für e Po oirrernwg an 3
ts.) ſt eute wilde Zurufe links: erbrecherhande! Andauernde ſtür- Wie der „Glos Narodu“ berichtet, hat die polniſche Regie-
der des Äuiſche Bewegung.) Ich frage: Wo kamen die Mittel her? rung in Warſchau durch die Vermittlung des Staatédeparte-
gab An Erneuter großer Lärm.) Von dem feudalen Adel und der ments in Waſhington an den amerikaniſchen Polniſchen

n der chwerinduſtrie. Eines lernen wir aus dieſem Kriege: nämlich, Nationalausſchuß ein Kabeltelegramm gerichtet:
zialdemo aß ein Volk ſich nicht beſſer ſchützt gegen die Wiederbolung „Jm Auftrage des Miniſterpräſidenten Paderewski

ſclcher Dinge, als wenn es die reichen Erwerbsquellen, bitten wir den Nationalausſchuß inſtändigſt um die möglichſt
die die Großinduſtrie beſitzt, in den Beſitz der Allgemein- ſofortige Abſendung von 1 Million Dollar zur Verfügung
heit überführt. (Stürmiſcher Beifall links; andauecende große des Miniſterpräſidenten für allgemeine Bedürfniſſe und ins-

erhalten. Pünruhe.) Gegen die Agitation, ob ſie von rechts oder links ge beſondere für eine Aktion, die die polniſche Zukunft
r hinein pördert wird, gibt es nur ein Gebot Zuruf: Arbeit! Große Danzigs betrifft.“

Demo Meiterkeit, die auf der Linken zu ſtürmiſcher Entrüſtung wird; Auf dieſe Aufforderung entſandte der Nationalausſchuß zu
iemer er Präſident läutet, während ein toſender Lärm ausbricht.) nächſt eine halbe Milkion Dollars an die polniſche Re

werden Mdhre Klaſſengenoſſen da gibt es Exiſtenzen genug, die l gierung in Warſchau. Die zweite Hälfte der Summe muß
e Wer arbeiten ſollten. (Neuer großer Lärm.) Der Staatsge- ſchleunigſt geſammelt und nach Polen geſchickt werden.

(Zuruf 2 rz n ſophright by Carl Duncker 1918, (Nachdruck verboten.) r in r b Er ſgate d er d ak
erlaſſen 75 ich ſolche jetzt brauche, habe er ſie gleich auf der ReichsbanDas grüne Kuvert ngewhelt
ſeis I Erzählung von Otfried von Hanſteirn. „Alſo gerade Schröder war ſo dienſteifrig und beſorgt,
rungets „Haben Sie ſie ſelbſt geholt? n n die ſcharfe Jronie in ſeinen
e barer z s Boten, Pauli und der jetzt entlaſſene Worten. sWo i der e en gemacht. „Ganz recht. Er wollte wohl ein möglichſt gutes

eſet, I. Seiſg, der wie alle anderen in gewiſſer Entfernung Beuanis Haorausſchinden.

iébriate die Gruppe ſtanden, und mit erſ reckten e nnt e t n rs maß Eeſichtern zuſchauten rief geſpannten nicht mehr da, während der Pauli zur Hand ſteht. Aber
emokrati Hier iſt h haben Sie keine Sorge. Aus der Welt iſt der SchröderzFier iſt er. Pauli, kommen Sie mal her. auch nicht, und ich habe ſogar ſeine Adreſſe. Alſo überlſtet al Ein alter, würdig ausſehender M r eäte widd Rik „„würdig ausſehender Mann, dem man den Sie, ob Sie bei dieſer unwahrſcheinlichen Ausrede bleiben
den de I heren Unteroffizier noch anſah, trat näher. wollen.“
breche Sie ſind der Kaſſenbote Pauli?“ „Es iſt keine Ausrede.“
evolution. „Hausdiener Pauli.“ Schlüter richtete ſich aufig i g S tetzu über „Haben Sie in den letzten Wochen oft für den Herrn „Haben Sie ſonſt noch etwas zu bemerken?“
irde ſonſt er neue Tauſendmarkſcheine von der Reichsbank ge „Nein.“

„Ziehen Sie es nicht vor, ein offenes tändniSier und da einmal, aber im ganzen war wenig zu ulegen wie ſt Sekandnis ar
enl) Die er Kann ſein, daß mein Kollege Schröder, der am „Ein Geſtändnis?“
ruhen e aangen, mehr beſorgt hat, das weiß ich nicht.“ „So muß ich Sie erſuchen, mich ſofort nach dem Unter
v n b iſt gut. Un nun ſagen Sie einmal, Herr Hanus, ſuchungsgefängnis zu begleiten.“
m un r der Bote die größten Summen gebracht hätte, „Sie wollen mich verhaften?“
abgelehnt Mank Jhne es denn in der Tat für denkbar, daß die Reichs „Das mag der Herr Unterſuchungsrichter entſcheiden.
hsminiſer en eine aushändigt, deren Nummern geſperrt Jedenfalls ſtehen Sie in dem dringenden Verdacht, den
Roten Menn ſolch g wir nicht längſt davon Mitteilung hätten, Scheck unterſchlagen zu haben, da ſich das geſuchte Geld
don e. gen be Nummern überhaupt bei der Reichsbank ein in Jhrer Kaſſe befindet.“

und de n n h „Herr Kommiſſar!“en beiden nb ugen wanderten ruhelos und verängſtigt „Bleiben Sie ganz ruhig, und wenn Sie klug ſind,
enen üeberl dann geben Sie eine ehrliche Beichte.“r gend eine nd Sie es ſich genau. Haben Sie noch von Hanus ſah den Kommiſſar und den Kommerzienrat,
ere dmarkſcheine eren Seite eine größere Zahlung in Tau der ſich aber abgewandt hatte, mit entſetzten Augen an

v nen erhalten? Sehen Sie Jhr Kaſſenbuch dann ſank er in ſeinen Stuhl.be m enn.Jhr. Gedächtnis Sie im Stich läßt.“ „O, mein Gott!“
e dhrß u t en r v Wien e 7 iſt doch vollkommen unatre u Meer en großen Betrag auf l mögli habe heck überhaupt niemals geDiskontogeſellſchaft Engezogen, Und den brachte en ſehenl

„Sie haben aber das Kuvert, in dem er eingeſchloſſen
war, vierundzwanzig Stunden in Jhrem Geldſchrank ge
habt, es iſt alſo durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß Sie die
Zeit benutzten, um die Kuverts zu vertauſchen. Dann
haben Sie eben einfach das Geld, das Sie direkt oder durch
einen Helfer erhoben, in der Geſchäftskaſſe umgewechſelt.
Es war alſo ſehr klug vom Herrn Kommerzienrat, Jhnen
nichts von der Sperrung der Scheine zu ſagen.

„Nein, nein, das iſt nicht wahr Herrgott im Him-
mel, das iſt nicht wahr.“

„Das wird die Unterſuchung lehren.“
Jn dieſem Augenblick trat Wachtmeiſter Schreiber,

den der Kommiſſar ſchon vorher telephoniſch herbeigerufen
hatte, in die Tr.

„Gut, daß Sie da ſind, Schreiber. Haben Sie das
Automobil unten?“

„Jawohl, Herr Kommiſſar.“
„Gehen Sie mit dem Herrn hier immer voran, ich

folge ſogleich.“
Schreiber warf einen kurzen, verſtehenden Blick auf

Hanus.
„Bitte, kommen Sie.“
Andreas ſchaute nicht mehr auf. Mit glühend roten

Wangen, die ihm die Scham gefärbt hatte und mit geſenk-
tem Kopf ſchlich er neben dem Wachtmeiſter hinaus.

Schlüter ſchloß die Scheine wieder in den Geldſchrank,
nachdem er auch Hanus Bücher und Papiere hineingetan,
dann klebte er ein Siegel auf das Schlüſſelloch des
Schrankes.

Herr Kommerzienrat.“
„Bitte.“
„Darf ich Sie noch einen Augenblick in Jhrem Büro

ſprechen
Schweigend gingen ſie hinüber, und wie ſie die Tür

hinter ſich geſchloſſen hatten, ging ein Murmeln und Rau-
nen durch den Saal. Es war mancher, der Hanus gezürnt
hatte, weil er ſo wenig zu dem Freunde gehalten und der
nun eins Vergeltung des Schickſals ſah.

Gortſetzung iolgt.)



nahmen mit 90 850 M. (6550 mehr

StadtverordnetenSitzung
Stadtv. Vorſteher Hennig leitet die Sitzung. Als Dring

Nchbeits ſind zunächſt von der Verſammlung die Bedingungen
die Neuausſchreibung der Stelle des ausſcheidenden Stadt
Kinne zu genehmigen. Stadtv. Keil trägt die Ve

S W dor, die die üblichen ſind; der betreffende Stadtrat
ird mit zwölfjähriger Amtsdauer angeſtellt und bezieht ein

Sehalt von 6000 M. das ſich bis auf 10 000 M. ſteigert, nebſt
er und Kriegsteuerungszulage. Die Bedingungen werden

Danach wird in die Tagesordnung eingetreten und mehrere
Kapitel des Haushaltsplanes beraten. Das Kap.
„Straßenreinigungsweſen“ ſchließt in ſeinen Ein

gegen das Vorjahr) und in
den Ausgaben mit 760 610 M. (gegen 406 110 gegen 1918) ab, er
fordert alſo einen Zuſchuß von 670 260 M. Ueber den Zuſtand
der Str inigung entſpinnt ſich eine Ausſprache. Stadtv.
Hildebrandt (Unabh.) weiſt darauf hin, daß die Reinlichkeit
der Straßen in der letzten Zeit nachgelaſſen habe. Die Müll
ab fuhr müſſe gleichfalls verbeſſert werden; beim Aufladen
in die offenen Wagen entſteht geſundheitsſchädliche Staubent
wicklung. Redner ſtellt den Antrag, der Sozialiſierungsausſchuß
möge mit den Vorarbeiten zur

Verſtadtlichung der Müllabfuhr
betraut werden. Stadtrat Grote erklärt die Schwierig
keiten der gegenwärtigen mangelhaften Straßenreinigung. Es
iſt unmöglich, für die automobilen Kehrmaſchinen Betriebsſtoff zu
erhalten. Stadtv. Keil klagt gleichfalls über die unzuläng-
liche Reinlichkeit der Straßen. Der Schmutz in der Sladt iſt eine
der allertraurigſten Folgen des Krieges oder guch der Revolution.
Die fliegenden Kolonnen ſind jetzt gang verſchwunden. Manche
Straßen werden jetzt wochenlang überhaupt nicht mehr geveinigt;
der Harz z. B. Auch die Reinigung ſelbſt iſt ungenügend. Es
wird oberflächlich gekehrt, und es iſt keine Aufſicht vorhanden.
Stadtrat Grote: Wir haben gegenwärtig überhaupt nur
fliegende Kolonnen. Und das iſt ſehr zum Schaden der Reini-

ng, weil man die vielen kleinen Trupps nicht beaufſichtigen
nn. Stadtv. Müller (Mehrh.-Soz.): Die Arbeitsloſen

könnten ganz gut zu den Straßenreinigungsarbeiten verwandt
werden. Von anderer Seite wird eine Beſchwerde von An
wohnern der Märkerſtraße über den mangelhaften Reinlich
keitszuſtand der Märkerſtraße übermittelt. In der Abſtim
mung wird der Antrag Hildebrandt und der Etat angenommen.

Kap. XX „Geſundheitspflege“ erfordert insgeſamt
einen Zuſchuß von 178 147 Mark (gegen 106 256 Mark im Vor-
fahre und wird angenommen.

ap. XXI „Wohnungsamt“ erſcheint erſtmalig im
Haushaltsplan und wird mit einem Geſamtzuſchuß von 32 000
Mark genehmigt.

Stadtv. Ziegler (Deutſchnat.) richtet folgende Anfrage
an den Magiſtrat: „Jn größeren Städten, wie Magdeburg,
Düſſeldorf, Hannover werden ſtädtiſcherſeits

billige Zigarren und Zigaretten
aus den Beſtänden des Reichsverwertungsamtes ſogenannte
Markedenterware) an die Bevölkerung abgegeben. Gedenkt der
Magiſtrat, Schritte zu unternehmen, um der hieſigen Einwohner-
ſchaft die gleiche Vergünſtigung zu gewähren Stadtv.
Ziegler bemerkt zur Begründung der Aufrage, daß alle zu
Gebote ſtehenden Mittel aufgeboten werden müſſen, um die
Lebenshaltung zu erleichtern, auch wenn es ſich, wie im vor-
liegenden Falle, nicht unmittelbar um Nahrungs-, ſondern um
ein Genußmittel handelt. Bürgermeiſter Sehydel beant-
wortet die Anfrage dahin. daß ſchon vor geraumer Zeit ein
Poſten Zigarren und Zigaretten von der Stadt verkauft worden
iſt, den der Provinzial-Einkauf vermittelt hatte. Auch gegen-
wärtig ſchweben Verhandlungen wegen Ueberlaſſung eines er-beblich größeren Poſtens Zigarren, die kurz vor dem Abſchluß

ſtehen. Den Verkauf wird der Magiſtrat überwachen, ſo daß
die Waren zu angemeſſenen Preiſen abgegeben werden. Es
wird beſchloſſen, in eine Beſprechung der Anfrage einzutreten.
Stadtv. Balke (Dem.) führt aus, daß ihm der freie
Handel nicht geeignet erſcheint, Garantien für den Ver
kauf der Zigarren zu geben. Jch habe den Eindruck, daß auf
dem Gebiete des Zigarrenhandels ein großer Preiswucher blüht.

Stadtv. Koenen (Unabh.) ſtellt den Antrag, den Vertrieb
der ſtädtiſchen Zigarren uſw. durch den organiſierten Konſum
(Beamten- und Arbeiter-Konſum) vorzunehmen. Bürger-
meiſter Sehdel: Selbſtredend muß die Organiſation des Ver-
kaufes wohl überlegt werden; aber durch den Konſum allein
kann das nicht geſchehen. Auch die Konſumvereine werden ſelbſt
redend beliefert werden. Stadtv. Hildebrandt (Unabh.):
Wir werden überhaupt dahin kommen, daß wir ſpäter den
e ne Kleinhandel verſtadtlichen. Jn der

ſtimmung wird nach weiterer Debatte der Antrag Koenen
mit einem Zuſatzantrag Kleeis (Reg.-Soz.) ange-
nemmen, daß für die nicht dem Konſum angeſchloſſenen Per
ſonen der Verkauf rationiert wird.

Der Antrag Kürbs (Unabh.) betr. Nutzbarmachung
von Boden ſchätzen wird dem Sojzialiſierungsausſchuß
überwieſen.

Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die Geſamtkoſten des
doppelgleiſigen Ausbaues der Linie Markt bis
Ranniſcher Platz, welcher im Verkehrsintereſſe dringend
erforderlich wird, möglichſt bald vorzunehmen iſt, in Höhe von
178 550 Mark dem Erneuerungsfonds und, ſoweit dieſer dazu
nicht ausreicht, aus der noch zu bewilligenden Anleihe zu ent
nehmen. Die Stadtverordneten Verſammlung ſtimmt dieſem
Beſchluſſe zu. Berichterſtatter Stadto. Ritter (Dem.).

Stadtv. Balke (Dem.) äußert Bedenken gegen die ſchnelle
Ausführung des Projekts und bittet den Magiſtrat um Aus
re bis zu welchem Zeitpunkte das Gleis ausgebaut ſein

r

Bürgermeiſter Se del erwidert darauf, daß die Haupt
ſtrecke Markt--Franckeplatz noch in dieſem Sommer fertiggeſtellt
werden wird. Die Reſtſtrecke wird, ſofern Material in aus
reichender Menge zur Verfügung ſteht, bis zum nächſten Jahre
vorausſichtlich ausgebaut ſein.

Stadtv. Vollbracht (Soz.) bittet, die Kanaliſations-
r Franckeplatz--Ranniſcher Platz ſofort in Angriff zu

men.
Der Magiſtrat beantragt: Da mit dem

Weiterbeſtehen des hieſigen Arbeiterrates
F vechnen iſt, ſind auch die Zahlungen an dieſen Entſchädigung

r entgangenen Arbeitsverdienſt, Erſtattung der Verwaltungs
koſten) weiter zu leiſten. Dieſe erfolgten bisher aus dem
Kriegsfonds. Da dieſer demnächſt eingeht, für die Zahlung der
fraglichen Beträge aus dem Kriegsfonds auch an ſich kein Grund
dorſiegt, hat der
1919 unter Kap. VI, B II neue Zifffer 18, nachträglich 50 000
Mark Koſten des Arbeiterrates einzuſtellen. Die Stadtver-
ordneten Verſammlung wird erſucht, bei Beratung des Haus
haltsplanes 1919 die nachträgliche Einſtellung zu genehmigen.

Der Berichterſtatter, Stadtverordneter Kleeis (Soz.),
empfiehlt Annahme des Antrages, gibt aber zugleich dem Wunſche
Ausdruck, daß der Mittlere Arbeiterrat in Zukunft ſeine Aus
gaben nach Möglichkeit einſchränken möge.

Stadtv. Minner (Dem.): Jch bitte, den Antrag abzu
lehnen. Jch will die Arbeiterräte als Vertreter der wirtſchaft
lichen Intereſſen der Arbeiterſchaft gnerkennen, aber nur auf
dieſem Gebiete. Jedes Aufſichts- und Kontroll
recht lehnen wir ab. Dafür ſind die rechtmäßig und auf
Grund des freieſten Wahlrechts gewählten Stadtverordneten da.
Aber ich glaube, daß ſich der Arbeiterrat weitere Ziele geſteckt
und ſich einen Einfluß auf die Verwaltung ſichern
will. Die Arbeiterräte ſind eine Errungenſchaft der Revolution
genannt taarden. Auch die jetzige Zuſanmenſetzung der Stadt

Magiſtrat beſchloſſen, in dem Haushaltsplan,

berordnetenverſammlung iſt eine Errungenſ-haft der Revolution
Das beweiſen die 27 Vertreter der U. S. P. Jetzt wollen Sie dem

nach noch ein Kontroll und Aufſichtsrecht über ſich ſelbſt n?Die Unterhaltung des Mittleven n en
Zuſchuß von 50 000 M. Dieſen Luxus können wir uns nicht
leiſten. Es würde ſich eher empfehlen, dieſe Summe im Intereſſe
der ärmeren Bevölkerungsſchichten zur Verbilligung der Lebens
mittel zu verwenden. Jſt der Magiſtrat überhaupt bevechtigt,
einen derartigen Zuſchuß zu gewähren Ferner erinnexe ich an
die Worte der Mehrheitsſogialiſten vom 4. April, die als er
klärten, daß die praktiſche Tätigkeit des mittleren Arbeiterrates
zu gering ſei und demzufolge dieſe Ausgaben der Stadt er
ſpart werden könnten.

Stadtv. Kürbs (U. S. P.): Daß von der bürgerlichen Seite
Angriffe gegen dieſen Antrag erfolgen würden, war ſelbſtver
ſtändlich. Jene ſcheinen den Zug der Zeit nicht begriffen zu
haben. Sie haben ſich gegen früher nur inſofern geändert, als
ſie einen anderen Namen angenommen haben. Erinnern Sie ſich
der Demonſtration am 21. Juli. Dann müſſen Sie ſelbſt zu
geben, daß die Forderung nach dem Räteſyſtem n unterſtützt
werden kann. Die Erklärung der Mehrheitsſozialiſten zum
4. April beweiſt deutlich, daß ſie von der Tätigkeit des Mittleren
Arbeiterrates unvollkommen unterrichtet iſt. Seine Tätigkeit iſt
nicht ſo gering, daß ſie ehrenamtlich ausgeübt werden könnte.
So iſt die ausreichende. Verſorgung mit Kartoffeln der Stadt ein
unbedingtes Verdienſt des Mittleren Arbeiterrates, das auch
vom Magiſtrat und von der Regierung anerkannt worden iſt.
Der Mittlere Arbeiterrat hat ferner eine große Arbeit geleiſtet
bei den Preisprüfungen und bei der Bekämpfung des Schleich
handels und Wuchers. Redner führt hierfür eine Reihe von
Beiſpielen an, in denen die Tätigkeit der Polizei teilweiſe völlig
verſagt habe. Die Aufwendungen fährt er fort die für den
Mittleren Arbeiterrat gemacht werden, entſprechen wirklich ſeinen
Leiſtungen. Allerdings iſt ſeine Zuſammenarbeit mit der neu
eingerichteten Ueberwachungsſtelle der Polizei zur Ueberwindung
des Schleichhandels nicht ſo erſprießlich, wie es früher mit der
Gewerbepolizei der Fall war. Der Schleichhandel könnte viel
wirkſamer bekämpft werden, wenn die Polizei ein größeres Ver
trauen in der Bevölkerung genöſſe. Der Mittlere Avrbeiterrat
hat aber noch ein weites Arbeitsfeld für die Zukunft, beſonders
in der Ernährungsfrage. Die Maßnahmen des Magiſtrats ge
nügen in dieſem Falle nicht immer. So ſind in zahlreichen
Städten Mitglieder der Arbeiterräte in die Feſtſtellungskommſſion
berufen worden. Dieſer Sehritt hat freilich nicht immer das
Gefallen der Landräte gefunden. Jm übrigen würde nicht ein
einziger der ſieben Mitglieder des mittleren Arbeiterrates einen
Pfennig annehmen, wenn er überzeugt wäre, daß er für dieſe
Entſchädigung keine Arbeit leiſtebe. Wenn die beantragten
Mittel nicht bewilligt werden, ſo kann man damit den Schleich-
händlern keinen größeren Gefallen tun.

Stadtv. Carlsſon (Dtſchnatl.): Wir müſſen den An
trag ablehnen, weil wir damit ein Klaſſenrecht ſchaffen
würden, und dagegen (zu den Soz. gewandt) haben Sie doch
immer gekämpft. Würde dieſelbe Summe etwa für einen
Bürgerrat gefordert werden, ſo müßten Sie ſie auch bewilligen.
Es iſt nicht zu beſtreiten, daß der Mittlere Arbeiterrat auf
manchen Gebieten etwas Gutes geleiſtet hat. Wo ſind aber vie
Stellen des Magiſtrats geblieben, die dieſe Tätigkeit eigentlich
ausüben ſollten?

Stadtv. Günther (Unabh.): Jch hätte nicht geglaubt, daß
ſich über den Antrag eine derartige Debatte entſpinnen würde, nach
dem in einer der letzten Sitzungen vom Magiſtrat und von der
Mehrheit der Stadtverordneten die Exiſtengberechtigttwg des
Mittleren Arbeiterrates anerkannt worden iſt. Was ſein ange
fochtenes Kontrollrecht anbelangt, ſo ſind wir gezwungen, eine
Reihe von Kontroll- und anderen Aemtern auszuüben, da hier-
für keine zuſtändige Stelle vorhanden iſt. Von ſeiner Tätig-
keit hinſichtlich der Preisprüfungen haben z. B. alle Kreiſe Vor
teile. Die Finanzierung des Arbeiterrates iſt geſetzlich feſtgelegt
und kann nur von der Stadlverordnetenverſammkung ſelbſt ab
gelehnt werden. Sie müßte aber ſehr reaktionär ſein, wenn ſie
das täte. Aber J

was die Arbeiterſchaft will, das ſetzt ſie auch durch!
Der Mittlere Arbeiterrat beſtand urſprünglich aus 14 Mitgliedern
und hat ſich dann von ſelbſt auf 7 Mitglieder veduziert. Dieſe
bedätigen ſich, wie ſchon ausgeführt wurde, guf den verſchiedenſten
Gebieten. Ein weiteres Verdienſt derſelben beſteht auch darin,
daß er „auf die Arbeiterkreiſe beruhtgend“ ein-
wirkt, die häufig mit Klagen über ſchlechte Lebensmittel- und
Kohlenverſorgung an ihn herantreten. Ferner hat er durch
Aufdecken von Schiebergeſchäften der Allgemeinheit gedient. s
beſtände ſicherlich eine andere Meinung über ihn, wenn über
ſeine Tätigkeit mehr in die Oeffentlichkeit gedrungen wäre.
Wir ſind der Ueberzeugung, daß alle, die ſich mit irgend einem
Anliegen an den Arbeiterrat gewandt haben, befriedigt weg-
gegangen ſind. Zur Hebung der Erwerbslojyenfürſorge ſind in
den meiſten Städten beſondere Erwerbsloſenräte gebildet worden.
Jn Halle hat der Mittlere Arbeiterrat in Verbindung mit dem
Arbeitsamt dieſe Tätigkeit ausgeübt. Des weiteren haben ſeine
Mitglieder in den Verhandlungen des Mietseinigungsamtes
uneigennützig als Beiſitzer gewirkt und iſt weiter auch bei der
Demobiliſierung und bei der Erteilung von Rechtsauskünften
tätig geweſen.

Stadtv. Minner (Dem.): Unſer Antrag auf Ablehnung der
geforderten Mittel beruht auf demokratiſcher Grundlage. Wir
verſtehen unter Demokratie: Gleiches Recht für Alle. Es gibt
aber nichts Undemokratiſcheres als den Mittleren Arbeiterrat,
der in keinem Verhältnis zum Großen Arbeiterrat ſteht. Dieſer
ſetzt ſich zuſammen aus 385 Bürgerlichen, 12 Mehrheitsſozialiſten
und 38 unabhängigen Vertretern. Jch erkenne Jhre Arbeit auf
wirtſchaftlichem Gebiete an. Was Sie jetzt aber gezwungener
Weiſe nur auf wirtſchaftlichem Gebiete leiſten, das iſt nur eine
Vorſtufe dafür, um in die Geheimniſſe der Amtsſtuben einzu
dringen. Dazu ſind aber die vom Volke gewählten Vertreter be
rufen. Und wo bleiben da unſere ſtädtiſchen Behörden? Oder
ſind dieſe aufgehoben durch die Tätigkeit des Mittleren Arbeiter-
rates? Was die Tätigkeit der Feſtſtellungskommiſſionen an
belangt, ſo iſt die Stadt doch wohl nicht verpflichtet, deren Tätig
keit für den Kreis zu bezahlen. Sie ſolle gewiß keinen Feder
ſtrich umſonſt tun. Es wurde vorhin eingewandt, daß für ver
ſchiedene Aemter keine zuſtändigen Stellen vorhanden ſeien, daß
zur Unterbindung des Schleichhandels die Gewerbepolizei viel
leicht auch zu ſchwach ſei. Und da lehnen Sie vor drei Tagen den
Polizeietat ab? Jm übrigen iſt die Finanzierung des Arbeiter
rates ſeit dem 22. Mai in die Hand der Stadt gegeben. Ein
Aufſichtsrecht Jhrerſeits lehnen wir ab, Jhre wirtſchaftliche
Tätigkeit können Sie weiter ausüben; eine Nebenregierung,
einen Staat im Staate wollen wir nicht. Das entſpricht nicht
den demokratiſchen Grundſätzen.

Stadtv. Koenen (Unabh.): Die heutige Demokratie iſt
noch keine Demokratie. Solange wir noch Millionäre und arme
Leute haben, kann von Gleichheit und. Demokratie keine Rede
ſein. Wir verſtehen darunter auch wirtſchaftliche Gleichheit.
Der mittlere Arbeiterrat muß daher in jeder Weiſe geſtärkt
werden, um ſeine ſoziale Arbeit noch wirkſamer zu geſtalten. Die
Verwaltung wird von Beamten geführt, die in keiner Fühlung
mit der Bevölkerung ſtehen. Bisher hat aber der Magiſtrat
noch ein ſtärkeres Recht als die Stadtverordnetenverſammlung,
und vorläufig liegt nicht einmal die Möglichkeit vor, daß die
Bevölkerung die Verwaltungsexekutive ausüben darf. Damit
dies erreicht werden kann, muß der mittlere Arbeiterrat be-
ſtehen bleiben. Wir wollen damit kein Klaſſenrecht einrichten,
Sie (zu den Bürgerlichen gewandt) haben vielmehr noch eine
Unſumme von Vorrechten, vor allem das Vorrecht der höheren
Bildung. Jn dieſer Hinſicht ſucht der Arbeiterrat einen Ausgleich
zu ſchaffen. Der letzte Erlaß der Regierung erkennt das Kon

trollrecht der Arbeitertäte außer in kommunalen Angean. Die angeführte Mitteilung der Mehrheitsſogeliſerhin
4. April iſt nicht die Meinung der Mehrheit dieſer Partei, d
führende Kreiſe für die Arbeiterräte eintreten. Der Hin
Arbeiterrat beſteht alſo zu Recht und hat ſomit die erforderh
Mittel zu beanſpruchen. Es iſt nur zu Jhrem Vorteil, her
der mittlere Arbeiterrat hier arbeitet. Nicht des präkttn
Zweckes, ſondern des politiſchen Prinzips wegen iſt man gegen da

e l e gehe hdem Mittleren Arbeiterrat ein Kontrollrecht zufteht, iſt Sache t

geſetzgebenden Körperſchaften. Da es ſich überdies nur un
proviſoriſche Einrichtung für wenige Wochen handelt, ſo u
kein Grund vor, die Mittel nicht zu bewilligen. Dieſer San
würde außerdem in der Bevölkerung einen Sturm der
rüſtung hervorrufen.

Stadtv. Kleeis (Soz.) betont, daß die damalige
rung ſeiner Partei ſich lediglich auf die Wahl und Zu'amm
ſebung des Mittleren Ärbeiterrats begögen habe, daß dieſer e
nach der Entſcheidung der Regierung zu Recht beſtehe.

Stadtv. Minner (Dem.) beantragt, die drei Stad
ordneten, die zugleich Mitglieder des Mittlevren Arbeiterrae
ſind, gemäß H. 8 der Geſchäftsordnung von der Abſtimmung ar
zuſchließen. Gegen dieſen Antrag äußert ſich Stadtv. Hilde,
brandt (Unabh.) in ſcharfen und beleidigenden Worten,
daß er vom Vorſitzenden zur Ordnung gerufen wird. 5

Stadtv. Minner zieht ſeinen Antrag zurück. Die Mittel
für den Mittleren Arbeiterrat werden bewilligt.

(Fortſetzung folgt.

Volksvwotrtſchaſt.
Die Kalipreiserhöhung geſichert

Der Tarifvertrag zwiſchen den K aliunternehmern u
den Kali arbeitern iſt unter Mitwirkung des Reichswin,,
ſchaftsminiſteriums, vertreten durch Geheimen Oeberregierung,
rat Graeßner, abgeſchloſſen und unterſchrieben worden
Die Annahme der Preisſätze des Kaliſyndiketz
im Reichskalirat iſt ebenfalls geſichert. Die Kaliweth
ſind ſofort verſtändigt worden, den Abſchluß dieſes Tarifvertrage
durch Aushang bekannt zu geben. Die Bezirkslohntarife werde
mit Wirkung ab 1. Juli in Kraft treten, nachdem ſich ergeben
hat, daß die erforderlichen Preiserhöhungen vom Reichskalith
ſchnellſftens durchgeführt werden. Der Tarifvertrag bringt
hebliche Lohnzulagen für die Kaliarbeiter und regelt auch di
Urlaubsfrage.

Am Freitag findet vorausſichtlich die erſte Sitzung des Reiqht,
kalirates ſtatt.

Ammendorfer Papierfabrik in Radewell. Die Aktien de
Unternehmens, die ſeit langer Zeit nicht notiert worden ſind
ſollen nünmehr, wenn irgend möglich, wieder zur Notiz
langen. Jn den nächſten Tagen iſt das wertvolle Bezugsrehh
geltend zu machen auf die 30 000 Mk. jungen Aktien, die de
Aktionären im Verhältnis von 11 2 gratis gewährt werden.

Berliner Börlſenberichte
Börfenſtimmungsbild. Auch zu Beginn der neuen Woche hat

ſich in der bisherigen abwartenden Haltung der Kurſe nicht vie
verändert. Die Kursbildung unterlag bei der vorherrſchenden
Geſchäftsſtille im allgemeinen nur geringfügigen Verände
rungen.
von den hierher gehörigen Papieren ſtanden Orientbahn un
Türkiſche Tabakäktien 5--4 Prozent höher. Auch in Schij
fobrtsaktien entwickelte ſich einiges Geſchäft zu um 1—2 Prozent
höheren Kurſen; doch ließ dies bald wieder nach, und die Kurſe
büßten einen Teil der erzielten Aufſchläge wieder ein. An
Montanmarkte war die Kursbildung bei Schwankungen bis
1 und 2 Prozent ungleichmäßig. Abſchwächungen waren hier
der Mehrzahl. Von chemiſchen Werten ſind Akt.Geſ. für Anilin-
fabrikation 8 Prozent höher. Die übrigen Jnduſtriegktien
ſind nur geringfügig verändert. Kanada unterlag ſtarken
Schwankungen (545--534). Kriegsanleihe und Schatzſcheine
bröckelten zumeiſt etwas ab. Die erſtere notierte 82,70. Alte
heimiſche Anleihen lagen feſt. Oeſterreichiſche und ungariſche
Renten waren bei etwas höheren Kurſen nahezu umſatzlos.

Produktenbericht. Nach den vorliegenden Berichten iſt ein
ſehr großer Teil der Roggenernte geſchnitten, aber noch nitt
eingefahren. Die nächſten Halmfrüchte, die zur Aberntrng
kommen, werden Gerſte, Hafer und dann Weizen ſein. De
Urteile über die vorausſichtlichen Ergebniſſe lauten für alle Ge
treidearten überwiegend zuverſichtlich. Jn Saatgetreide en
wickelt ſich jetzt mehr Geſchäft. Jn Wintergerſte, Saatweizen
und Saatroggen handelt es ſich zunächſt um Lieferung aner

kannter Saaten. Lupinen und Serradella bleiben bei ichwanker-
den Preiſen weiter angeboten. Wetter: bedeckt.
Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt:
Eisenbahn Aktien: Gasmotoren Deutz 140Halberstadt -Blankenb. Gebhardt u. Co. 2-Halle-Hettstedter 70,50 Sebhardt u. König. ISchantungbahn 130.25 Gelsenkireh. Bergb. sSee h. e erGr. Ber r. asch.-FVabr. 310-Magdeburger Str.-B. Hann. Masch. (31650Lux. Prinz Heinrich.-B. 307.50 Harpener Berg (10950Orientbahn 252, Hasper BEisen 1457Schiffahrts- Akt. Hirsch Kupfer 21550Hambg. Paketfahrt 102, Fagen arbw. StäniHambg.-Südamerika 172 9 isen u. Sta figHansa-Dampfschift 22 er r P14 um 0 4 a8s0 aNordd. i 104, Nee Bergbau 56-Banx u irre e17 e 7Berl. Handelsges. 152.75 Ka ae e
Comm u. Diskontobank 123.50 KyfthäuserhütteDarmstädter Bank 108.25 Dahmeyer u. Co.
Dess. Landesbank JIII,- Lauchhammer 166-Deutsche Bank 193, Laurahütte
Dresdner Bank 130, Ludwig Loewe u. Co. 221.Credit-Anst. Leipzig 136, Lothringer Hütte 1490Mitteld. Kreditbank 114, Mannesmwannröhren 185.-
We Gemaane Bonk e e öberasehi ieenb Bed.
Oesterr. Kredit 7 33Reichsbank 147,75 Orenstein u. Koppoel 170Industrie- Aktien Phönix-Bergbh.Schultheiss- Brauerei 248, Rhein Metali-Vorz. 155
Akt. t. Anil Rhein Stahlt. f. Anilin 246, ein ahlwarenAiigem. Rlektr.-Ges. 175 Riebeck. Montan IAmmendorfer Papierf. Rombacher Hütten 15450
Anhalter Kobhlenw. I163, Rositzer Braunk. IIAnnaberger Steingut 180, Rositzer Zucker IBadisehe Anilin 329, Sangerhäuser Masch.

Hugo Schneider u. Co. I
Schuckert u. Co.
Siemens u. Halske 16
Stettiner Vulkan rStollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Thale-Eisenhütte
Triptis- Akt. Ges. 7Türkisehe Tabakregie a
Ver. Köln-Rottweiler n

Bergmann BElekt. Akt. 139.7
Berl. Masch.-Bau 202.50
Bismarckhütte 217Bochumer Gubßstahl 184,
Chem. Fabrik Buckanu 115,
Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden 218,
Consolidation Schalke 216.
Oröllwitzer Papierfabr. 216,Daimler-Motoren 198.50
Deutsch-Luxemburg 143.25 Glanzstofk Elberf. 72Deutsche Uebersee- El. 223.50 Wegelin u. Hübner 1sl,
Deutsche Erdöl 305,25 Woerseh.-Welssenf. Brk. 75Deutsche Gasglühl. 375, Westeregeln-Alkali 21040
Deutsche Kali ittener GuBstahl 7Heutsche Watt. u. un 202 Wrede-Mälzerei
Donnersmarkhütte 210, Zelch.-Kriebitsch. Brk. 77
Döring u. Lehrmann 120 Zeitzer Maseh.Dürkoppwerke 289. Zellstotf Walthot
Elberfelder Farben 292.50 Otavi-Minen
Felten u. Guilleaume 161.50

Hauptſchriftleiter. Helmu BVörrcher.
Verantwortlich für Politikt: Helmut Böttcher für politiſche Nacht
Voltz wirtſchaft und Sport Hans Heiling. für den geſamten u

redaktionellen Teil: Adolf Meyer.
Anzeigenteil. Paul Kerſten ſämtlich in Halle a. S.Otto Thiele, Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, vale

Aeuße,

Für Valutawerte erhielt ſich die Kaufluſt weiter, un Freita
mit je
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